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21. Oktober 2014
 Schriftliche Kleine Anfrage
der/des Abgeordneten Dennis Thering (CDU) vom 15.10.2014

und Antwort des Senats
- Drucksache 20/13361 -
Betr.:
Wie hält es der Senat mit dem Kampf gegen Lebensmittelverschwendung?

Die CDU-Bürgerschaftsfraktion hatte in ihrem Antrag „‘Zu gut für die Tonne!‘ – Wertschätzung für Lebensmittel auch in Hamburg stärken“ vom 12.02.2014 (Drs. 20/10863) gefordert, dass die Verschwendung von genusstauglichen Lebensmitteln auch in Hamburg reduziert und deren Wertschätzung erhöht wird. Hintergrund waren Schätzungen, wonach im Jahr 2012 deutschlandweit elf Millionen Tonnen noch ess- bzw. trinkbarer Lebensmittel im Müll landeten. Der Antrag wurde trotz überzeugender Argumente mit den Stimmen von SPD, Linke und FDP in der Hamburgischen Bürgerschaft am 28. August 2014 abgelehnt.
Die CDU-Fraktion setzt sich auch in Zukunft dafür ein, dass die Wertschätzung von Lebensmitteln in Hamburg gesteigert wird und unterstützt weiterhin die Initiative „Zu gut für die Tonne!“, die vor zwei Jahren von dem damaligen Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) ins Leben gerufen wurde. Insbesondere halten wir an dem Ziel fest, die sogenannte „Wegwerfrate“ für genusstaugliche Lebensmittel, bezogen auf das Ausgangsjahr 2011, bis 2020 zu halbieren, wie es in dem „Fahrplan für ein ressourcenschonendes Europa“ von der EU-Kommission für die gesamte Europäische Union vorgegeben wurde.
Der aktuelle Hamburger Senat misst diesem Ziel allem Anschein nach keinerlei Bedeutung bei. In meiner Schriftlichen Kleinen Anfrage vom 22. Januar 2014 (Drs. 20/10592) hatte ich den Senat ausdrücklich nach dessen grundsätzlicher Haltung bei diesem Thema und möglichen Maßnahmen gefragt, um das EU-Ziel der Halbierung der Wegwerfrate bis 2020 auch in Hamburg zu erfüllen. Die Antwort lautete: „Der zuständigen Behörde liegen hierzu keine Erkenntnisse vor.“ (siehe Antwort auf Frage 4 der Drs. 20/10592). Kurzum: Der SPD-Senat unternimmt keinerlei Anstrengungen, um die Wegwerfrate von Lebensmitteln in Hamburg zu senken und hat keine eigenen, öffentlich wahrnehmbaren Maßnahmen zur Steigerung der Wertschätzung von Lebensmitteln initiiert.
Stattdessen begnügen sich die zuständigen Senatsvertreter mit Ablenkungsmanövern und verwiesen bei der Beratung des oben genannten Antrags in der Sitzung des Gesundheitsausschusses vom 23. Mai 2014 (Drs. 20/12218) darauf, dass die „EU-Kommission angekündigt [hätte], spätestens im Jahr 2013 eine Bewertung abzugeben, wie Lebensmittelverschwendung begrenzt werden könne.“ Dies sei jedoch bis zum 23. Mai 2014 nicht erfolgt.

Als einzige konkrete Maßnahme hat der Senat in der Beratung des Gesundheitsausschusses vom 23. Mai 2014 lediglich Anschreiben an den Deutschen Hotel- und Gaststättenverband (DEHOGA) und andere Unternehmen aus der Lebensmittelbranche angekündigt, um verstärkt Werbung für das Projekt „Zu gut für die Tonne!“ zu machen.

Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat:
1. Wurden die von den Senatsvertretern in der Sitzung des Gesundheitsausschusses vom 23. Mai 2014 zugesagten Briefe an den DEHOGA und andere Unternehmen der Lebensmittelbranche verschickt? Wenn ja, 

a. wann genau?

b. an welche Unternehmen/Verbände im Einzelnen?

c. mit welchem Inhalt? (Bitte einen solchen Brief beispielshaft anfügen.) 

d. wie waren die jeweiligen Rückmeldungen?

Wenn nein, warum hat der Senat bzw. die zuständige Behörde seine bzw. ihre Zusagen nicht gehalten?

Die Schreiben wurden am 10. Juni 2014 an DEHOGA, die Edeka Zentrale AG & Co. KG Hamburg und an die Unilever Deutschland GmbH versandt, siehe Anlage. In den Rückmeldungen wurde mitgeteilt, dass auch für die Unternehmen die Wertschätzung und der verantwortungsvolle Umgang mit Lebensmitteln von besonderer Bedeutung sind. Zur Verdeutlichung wurden als Beispiele zur Vermeidung von Lebensmittelabfällen u.a. die Nutzung kleiner Packungsgrößen an Bedientheken und die Beratung von Kunden über den Unterschied zwischen Verbrauchs- und Mindesthaltbarkeitsdatum vor Ort sowie die Beteiligung des DEHOGA-Bundesverbands an der Aktion „Zu gut für die Tonne“ genannt.

2. Befürwortet der Senat bzw. die zuständige Behörde das EU-Ziel, die Wegwerfrate bis 2020 zu halbieren?

Das EU-Ziel wird von den zuständigen Behörden befürwortet.

3. Verfolgt der Senat bzw. die zuständige Behörde aktuell das EU-Ziel, die Wegwerfrate bis 2020 zu halbieren? Wenn ja, welche Maßnahmen zu der Erreichung dieses Ziels führt der Senat bzw. die zuständigen Behörden aktuell durch? Wenn nein, warum nicht und welche rechtlichen und finanziellen Folgen erwachsen aus dieser Verweigerungshalterung?

Gemäß einem Vorschlag der  EU-Kommission zur Änderung  der Abfallrahmenrichtlinie (Bundesrats-drucksache 308/14) sollen die Mitgliedsstaaten Maßnahmen ergreifen, Lebensmittelabfälle im Zeit-raum vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2025 im verarbeitenden Gewerbe, im Handel/Vertrieb, im Hotel- und Gaststättengewerbe sowie in privaten Haushalten um mindestens 30 % zu reduzieren (Artikel 9 Absatz 3 der RL 2008/98 EG).
Mit diesem Vorschlag (Entwurf) hat die EU-Kommission zunächst das Rechtsetzungsverfahren zur Änderung der EU-Abfallrahmenrichtlinie eingeleitet; die Ziele zur Vermeidung von Lebensmittelabfällen sind damit noch nicht rechtsverbindlich. Das Rechtsetzungsverfahren ist noch nicht abgeschlossen.
4. An welchen konkreten Stellen welcher Einzelpläne des Haushaltsplanentwurfs für die Jahre 2015/16 sind Mittel für Maßnahmen veranschlagt, die dazu dienen sollen, die Lebensmittelverschwendung zu reduzieren?

Mittel für Maßnahmen zur Vermeidung von Lebensmittelabfällen sind im Haushaltsplanentwurf 2015/16 nicht gesondert veranschlagt. 

5. Liegt dem Senat bzw. der zuständigen Behörde inzwischen eine Rückmeldung über die im Gesundheitsausschuss angekündigte Bewertung der EU-Kommission über die Begrenzung von Lebensmittelverschwendung vor? Wenn ja, welche Empfehlungen hat die EU-Kommission zur Begrenzung von Lebensmittelverschwendung abgegeben, welche dieser Empfehlungen hat der Senat wie und wann umgesetzt und welche warum bisher nicht? Wenn nein, wann und wie hat der Senat versucht, eine Mitteilung von der EU-Kommission bezüglich dieser bereits für das Jahr 2013 angekündigten Bewertung zu erhalten und weshalb hat der Senat bisher keine Antwort dazu erhalten?

Eine Bewertung seitens der EU liegt bisher nicht vor. Durch die EU-Kommission wurde angekündigt, in der zweiten Jahreshälfte 2014 eine Mitteilung zur Nachhaltigkeit von Lebensmitteln vorzulegen.

6. Welche weiteren Maßnahmen hat der Senat bzw. die zuständige Behörde seit der Sitzung des Gesundheitsausschusses am 23. Mai 2014 zur Senkung der Wegwerfrate von Lebensmitteln in Hamburg konkret veranlasst und sieht der Senat bzw. die zuständige Behörde diese Maßnahmen als ausreichend an?

Seitens der zuständigen Behörde wird das Anliegen des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft gegenüber der EU-Kommission begrüßt, die Produktpalette, für die nach europäischem Recht eine Angabe des Mindesthaltbarkeitsdatums nicht erforderlich ist, zu erweitern. Bzgl. der bereits ergriffenen Maßnahmen siehe Drs. 20/7267 und 20/10592. 

7. Auf welcher Datengrundlage basiert die Aussage der Senatsvertreter in der Sitzung des Gesundheitsausschusses vom 23. Mai 2014, wonach die elf Millionen Tonnen an Nahrungsmittel, die jährlich auf dem Müll landen, „nicht überwiegend durch Privathaushalte, sondern in stärkerem Maße durch Industrie, Handel und Großverbraucher entsorgt würden“ (siehe Drs. 20/12218, hier S. 1f.).

Entsprechend einer im Auftrag des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft erstellten Studie werden in Deutschland knapp 11 Mio. Tonnen Lebensmittel jährlich in den Müll geworfen. Vermeidbare Lebensmittelabfälle entstehen dabei sowohl in privaten Haushalten als auch in der Industrie, bei Großverbrauchern und im Handel. 

8. Stimmt die unter 

http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/08/2014-08-29-beste-reste-app-der-renner.html nachzulesende Aussage, wonach Privathaushalte für fast zwei Drittel der unnötigen Entsorgung von zu viel Trinkwasser und Essbarem verantwortlich sind?

Die Studie befasst sich mit der Verschwendung von Trink- und Essbarem. Die Entsorgung von Trinkwasser ist nicht Gegenstand der Studie. Der zuständigen Behörde liegen keine anderen Erkenntnisse als die in der Studie genannten vor.
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